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Allenthalben wird heute VOoONn Gebietsreform mıiıt dem 1e1 der
Schaffung größerer Verwaltungseinheiten gesprochen. Das gilt
1mM politischen ebenso WI1e 1m kirchlichen Raum Im politischen Be-
reıch hat das and Schleswig-Holstein den Anfang gemacht mıt
der Zusammenlegung VO  - Landkreıisen, heute hin un wılıeder als
voreilıg und uüberhastet gescholten. Auf Bundesebene steht noch 1m
Raum dıe Veränderung der Ländergrenzen un Neugliederung
der Länder als Verfassungsauftrag Aaus Artıkel des Grund-
gesetzes. Zwar wird daran gearbeıitet, aber 1e1 Freude scheinen
alle Beteiligten nıcht dem Unternehmen finden

Auch 1M iırchlichen Raum ist INa  e solchen Überlegungen und
Bestrebungen aufgeschlossen, wobei Intensıtat un Verdichtungs-
grad dieser Bemühungen Einheit höchst unterschiedlich sınd
Von daher stellt sich die Frage, ob Abschlufß dieses Weges
unter Umständen das Ende des Landeskirchentum stehen könnte,
W1€e 6S unls se1t der eformation un in ihrer heutigen Gestalt
jedenfalls seıt 1918, nachdem die Schutzfunktion des landesherr-
lıchen Kırchenregiments in Fortfall geraten ist, überkommen ist

Was sıch Lösungsversuchen auf dem Gebiet kirchlicher Ver-
einheitlichungsbestrebungen anbietet, ıst buntscheckig CNUS,
buntscheckig und vielgestaltig, da{fß einheitliche Linien schwer
erkennen sınd

Da haben WIT c5 zunachst einmal tun mıiıt der Konföderation
evangelıscher Kirchen in Niedersachsen, e1ın jedenfalls 1mM Augen-
blick noch verhältnismäßiig loser kırchenrechtlicher Verband, beste-
hend AaUus ZUT gehörenden Kirchen (Hannover, Braun-
schweig, Schaumburg-Lippe), einer nıcht ZUT gehörenden
utherischen Kıirche (Oldenburg) un einer reformierten Kirche
Hier fehlt also das einıgende Band eines gemeinsamen Be-
kenntnisses. Es annn deshalb (trotz er Leuenberger Konkordie)
Sar nıcht anders se1n, als dafß 1er eiIn Gebilde, eine Konföderation,
entstanden ist, das ZWAAarTr nach Staatskirchenrecht Körperschaft des
öffentlichen Rechts ist, auch eigene Organe hat, aber nıcht den An-
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spruch darauf erhebt, selbst Kirche se1N, und aı auch dıe
Selbständigkeit un Eixistenz der angeschlossenen Kirchen als Lan-
deskirchen unange  tet aßt Dabei kommt der Konföderation
noch zugute, dafß sS1e CS 1U mıiıt eıner Landesregierung tun,
namlıch mıt der des Landes Niedersachsen. Von iıhrer Aufgaben-
stellung her annn S1E 1ın etwa mıt einem Zweckverband verglichen
werden, wenn iıhr folgende Aufgaben eigen sind:

Herbeiführung e1ines standıgen KErfahrungsaustausches,
Schaffung un Unterhaltung gemeınsamer Einrichtungen,
Gegenseitige Unterstützung der Kirchen ıin Personalangelegen-heiten,
Herbeiführung gemeiınsamer Kıirchengesetze un kirchlicher
Ordnungen, soweıt nıcht nach Auffassung einer Kıirche ihr Be-
kenntnis entgegensteht,
Kınleitung VO  - Maifßsnahmen, die eıner wirkungsvolleren kirch-
liıchen Ordnung und Gliederung 1n Niedersachsen dienen,
Vertretung gemeinsamer Anliıegen gegenüber dem Lande Nie-
ersachsen.

In eıne ahnliche Richtung scheinen auch Überlegungen gehen,die 1m sudwestdeutschen Raum angestellt werden. Allerdings iıst
darüber bisher noch sehr wenı1g 1ın dıe Offentlichkeit gedrungen.Konkrete Krgebnisse scheinen noch nıcht vorzuliegen.

Sehr 1e1 weıter als dıe nıedersaächsische Konföderation greift die
Nordelbische Kvangelisch-Lutherische Kirche mıt iıhren Zielvor-
stellungen au  N Ihr kam entgegen, dafß INa CS Tr mıt bekenntnis-
gleichen lutherischen Kırchen tun hat Auf der anderen Seite
hegt eıne gewIı1sse Erschwernis daran, daß die 1er beteiligten Lan-
deskirchen (Schleswig-Holstein, Hamburg, Luübeck un Kutın, dazu
noch der ZUT hannoverschen Landeskirche gehörige Kıirchenkreis
Harburg) sich ber Zzwel Bundesländer, Schleswig-Holstein un
Hamburg, erstrecken. ber diese Erschwernis ist 1n keiner Weise
belastender, als S1e auch WAaT; enn dıe gleiche Sıituation
raf biısher auch schon 1M Verhältnis zwıschen der schleswig-hol-steinischen Landeskirche un: den beiden Bundesländern und
ist bewaltigt worden. Auch dıe unterschiedliche staatskirchenver-
tragliche Sıtuation, die WIT 1n diıesem Raum vorhinden, sollte dabe]
kein erns nehmendes Hindernis se1n.

Der Nordelbienvertrag VO Mai 1970 ist NUu bewußt ANSC-legt auf einen völlıgen Zusammenschlufß der vertragschließendenKırchen. Hier übertragen dıese Kirchen nıcht Teilgebiete ihrer
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kirchlichen Hoheitsrechte auf eiıne eu«C größere Gemeinschaft, SON-

ern sS1e sınd bereıt, unter Aufgabe ıhrer irchlichen Souveranıtat
mıt iıhrer SanNzZCh Eixistenz ın Nordelbıiıen e1IN- un aufzugehen.
Statt 1er Landeskirchen eiınem Kirchenkreis) wırd ann
künftig L1UI noch eine Kirche geben iıcht einmal mehr dıe Spren-
gelgrenzen werden ann noch die bisherigen landeskirchlichen
Größen erinnern.

Dies ist die Zielansprache. Es wiırd erreıicht se1ın 1ın dem Augen-
blick, die Verfassunggebende Synode iıhre Arbeıt dem Ver-
fassungswerk abgeschlossen un dieses Werk verabschiedet haben
wird Dieses Stadıum ist noch nıcht erreicht. Dennoch besteht
bereıts dıe „Nordelbische Kirche”, ZWAarTr noch nıcht als Kirche 1m
Vollsinne. Dazu fehlen ıhr noch wesentliche Merkmale eıner Kir-
che. VOT allem eıne Verfassung. Noch bestehen die bisherigen Lan-
deskirchen in ıhrer alten Gestalt mıt vollen Rechten. Demzufolge
stehen auch die derzeıtigen Organe der Nordelbischen Kıirche noch
unter dem Zeichen der „Vorläufigkeit”. Ihre Arbeit ist aber auch
schon jetzt deutlich ausgerichtet auf eine schrıttweise Rechtsangleı-
chung auf allen Gebieten der ırchlichen Gesetzgebung un: Ver-
waltung, dıe Schaffung gemeinsamer Einrichtungen un andere
Aufgaben der Koordination un der Kooperatıon, alles ausgerich-
tet auf das Endziel einer endgültigen Verschmelzung.

TLendenzen ZUTC Vereinheitlichung, eıner stärkeren Zusam-
menfassung und Bındung aller Kräfte 1ın der EKD zeıgt auch der
Entwurf einer Grundordnung 1MmM Zuge der Struktur- und
Verfassungsreform der EK  T Bisher WAar dıe EKD nach der gelten-
den Grundordnung eın Kırchenbund, ein Bund bekenntnisbe-
stiımmter Kırchen. Wenn S1e auch dıe Bezeichnung „Kırche"
ihrem Namen führte, WAar sS1e eben doch nıcht Kirche 1MmM ekklesio-
logıschen un rechtlichen Siınne. Vielmehr WAarlr iıhre Eixistenz auch
VO Inhalt un Zustandekommen der Grundordnung her weılt-
hın beherrscht VO  - landeskirchlichen Prinzıpilen. Dies soll 1U

anders werden. An dıe Stelle des Kirchenbundes soll künftig eine
„Bundeskirche” treten, bestehend Aaus 1n Kirchengemeinschaft ste-
henden Gliedkirchen, wenngleich dıe Vokabel „Bundeskirche“ als
solche 1n dem Entwurtf nıcht vorkommt. Dennoch ıst 1€s eın Aliud
gegenüber dem, WAas bısher rechtens Wa  — Es besteht deshalb Kın-
mütigkeit darüber, dafß das nıcht alleın vollzogen werden ann mıt
der qualifizierten Mehrheit verfassungsändernder Mafißnahmen,
sondern da{fß das Zustimmungsverfahren der gesetzgebenden KOör-
perschaften der Gliedkirchen Von 1948 nunmehr auch für dieses
Unternehmen wiıiederholt werden musse. Dıiıes alleın unterstreıicht
schon dıe Bedeutsamkeıt dieses Rechtsvorganges.

Zwar 111 Ina  —; keine zentralistische Einheits- oder Sar Super-
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kirche schaffen, sondern proklamiert den Grundsatz des „koopera-
tiıven Föderalısmus“. Daraus erg1ıbt sıch einmal konsequenterweise
eıne Aufwertung der Stellung der Kirchenkonferenz einer Art
zweıter Kammer auf Kosten der Gesetzgebungskompetenz der SYy-
ode Zum anderen aber werden in Artikel 12 des Entwurtfs dıe
(Gemeinschaftsaufgaben der EKD 1n einer Weise definiert, dıe
schwerlich umfassender seın annn Zugleıch wırd 1n Artikel 17 un
15 der EKD für die in Artikel aufgeführten Aufgaben dıe Rah-
mengesetzgebungs- un KRıchtlinienkompetenz eingeraumt. Wer
aber den Katalog des Artikels 12 einer kritischen Prüfung unter-
zıeht, wırd unschwer teststellen, dafß 1er aum noch Gebiete aus-
gespart sınd, die den Gliedkirchen ein freies Feld der Betätigung
belassen.

Nach alledem ann aum noch zweıtelhaft se1n, dafß 1mM Vollzug
dieser vorstehend beispielhaft aufgeführten Mafinahmen nıcht L1UI
dıe kirchliche Landkarte, sondern auch diıe gesamte kirchliche and-
schaft 1mM Begriff ist, siıch entsche1idend verandern. Das gılt 1INS-
besondere für das nordelbische Vorhaben, möglıcherweise auch für
gewIsse ahnliche Überlegungen 1mM sudwestdeutschen Raum (Hes-
SCH, Baden, Pfalz), wenngleich diese Planung sıch otfenbar bisher
noch 1ın keiner Weise profiliert hat un darüber bisher auch och
sehr wenı1g in dıe Offentlichkeit gedrungen ist Wır haben Cs 1er
nıt Vorgängen größerer Konzentration kırchlicher Kräfte un! Mit-
tel in eiıner bestimmten Region tun Es vollzieht sıch damit eine
Kntwicklung, die entgegengesetzt dem verläuft, Was sıch
nach dem Zusammenbruch 1945 1mM Raum der damaligen Altpreu-ßischen Union ereignet hat Zwar blieb damals dıe „Union“ als
solche wenn auch unter Preisgabe des damals suspekt gewordenenNamens „Preußen“ erhalten. ber dıe ehemals altpreulSischen
Kirchenprovinzen emanzıplerten sich ın Ost un West gleicher-maßen selbständigen Landeskirchen. Heute erleben WITr den
umgekehrten Vorgang, da{fß bısher selbständige Landeskirchen
einer Region ohne Rücksicht auf Landesgrenzen größeren Eın-
heiten drangen. Diese Entwicklung wird noch unterstutzt, WEeNnNn 1m
Zuge der Ausweıitung der Gemeinschaftsaufgaben der EKD diese
eine Aufwertung erfährt, dıe aum noch eigene Aufgaben für die
Landeskirchen übrıg Jaßt diese vielmehr 1n die Nähe VO  = wel-
sungsgebundenen Verwaltungsbezirken (verbindlıche Rahmen-
pläne !) rüuckt

Dies mufß vielleicht seın un ıst möglicherweise 1m ausgehen-den Jahrhundert eine sıch zwangsläufig abzeichnende Entwick-
lung. Nur mu INa  - sıch darüber auch 1m klaren se1n, daf sıch dar-
Adus auch ebenso zwangsläufig Akzentverschiebungen un: Konse-
YJUCNZCN ergeben. Allein schon die Bezeichnung Landeskirche ist
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In Frage gestellt, wenn geographisch der Bezug Z111 Regıon „Liand‘
abhanden kommt Man sollte jedenfalls auf die Bezeichnung „Lan-
deskirche“ verzichten un NUTr noch VO  - „Kırche sprechen, WI1e CS

der Nordelbienvertrag ja auch tut Dies ist aber nıcht 1U eiıne
Frage des Vokabulars. Es bedeutet vielmehr zugleich, dafß die kır-
chengeschichtliche Epoche des überkommenen Landeskirchentums
damıt möglicherweise ıhrem Ende zugeht. Man mas das bedauern
oder nıcht: jedenfalls sollte INa  - diesem Sachverhalt Sanz nuchtern
1Ns Auge sehen.


